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§ 1 Begriffsbestimmung 
Unsere allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend: „AGB“) richten sich nur an Unternehmer, juristische Personen des öffentlichen Rechts oder öffent-
lich-rechtliche Sondervermögen im Sinn von § 310 BGB. Derartige Personen werden nachfolgend als „Kunde“ bezeichnet.  
§ 2 Geltungsbereich  
Unsere AGB gelten ausschließlich. Entgegenstehende oder von unseren AGB abweichende Bedingungen des Auftraggebers erkennen wir nicht an, es sei 
denn, wir hätten ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung zugestimmt.  
§ 3 Zustandekommen des Vertrags  
Eine Bestellung durch den Kunden stellt ein bindendes Angebot dar. Das Angebot kann nach unserer Wahl innerhalb von zwei Wochen durch Zusendung 
einer Auftragsbestätigung in Textform oder durch Lieferung der Ware angenommen werden. Produktdarstellungen in Werbeprospekten, Katalogen oder 
Internet-Plattformen stellen lediglich eine unverbindliche Werbepräsentation dar. Maßgeblich ist allein die bei Vertragsschluss vereinbarte Spezifikation. 
§ 4 Preise  
Preise verstehen sich ohne Verpackung sowie ausschließlich Mehrwertsteuer und ab dem Sitz unserer Firma frei Laderampe. Etwa bewilligte Rabatte sowie 
Umsatz- und Frachtvergütungen entfallen, falls sich der Kunde mit der Bezahlung durch uns gestellter Rechnungen in Verzug befindet oder bei Insolvenzver-
fahren über sein Vermögen.  
§ 5 Liefer- und Leistungszeit 
Bestimmte Liefertermine sind grundsätzlich nicht vereinbart. Angegebene Lieferzeiten dienen nur zur Orientierung. Sofern im Einzelfall ein bestimmter Liefer-
termin vereinbart ist, gilt dies nur unter dem Vorbehalt der termingerechten Materialbelieferung und der einwandfreien Funktion des fertigen Teiles in der 
Qualitätskontrolle. Kommt der Kunde in Annahmeverzug, so sind wir berechtigt, Ersatz des uns entstehenden Schadens zu verlangen. Mit Eintritt des Annah-
meverzuges geht die Gefahr der zufälligen Verschlechterung und des zufälligen Untergangs auf den Kunde über. Bei Fällen höherer Gewalt sind wir von 
unserer Lieferpflicht bis zum Wegfall der höheren Gewalt  befreit. Wir werden den Besteller hiervon unverzüglich unterrichten. Die Unmöglichkeit einer genü-
genden Versorgung mit Rohstoff, deren Möglichkeit der Beschaffung von Transportmitteln, Streiks und Aussperrungen, werden einem Fall höherer Gewalt 
gleichgesetzt. Ob nach Beendigung der höheren Gewalt eine Nachlieferung für die während dieser Zeit nicht erfolgten Lieferungen entstehen soll, wird in 
gegenseitigem Einvernehmen festgelegt. Wir sind grundsätzlich bemüht, vereinbarte Liefertermine einzuhalten, wobei die Anzeige der Versandbereitschaft 
als Erfüllung des Liefertermins gilt. Im Falle höherer Gewalt und sonstiger unvorhersehbarer und von uns nicht zu vertretender Umstände, insbesondere 
Betriebsstörungen durch Feuer, Wasser und hierdurch verursachte Schäden an Produktionsanlagen und Maschinen, Lieferausfälle seitens unserer Lieferan-
ten, Ausfälle aufgrund Rohstoffmangels, Energieausfalls, Arbeitsstreiks oder Aussperrungen, Verkehrsstörungen oder behördliche Eingriffe, verlängert sich 
die Lieferzeit um eine angemessene Frist. Wird die Lieferung mehr als einen Monat verzögert, sind sowohl wir als auch der Besteller unter Ausschluss jeglicher 
Schadensersatzansprüche berechtigt vom Vertrag zurückzutreten. Bei einem von uns verschuldeten Leistungsverzug ist der Besteller zum Rücktritt berechtigt, 
wenn die Lieferung der Ware nicht innerhalb einer angemessenen Nachfrist erfolgt ist. Die Höhe einer sich eventuell ergebende Schadensersatzforderung ist 
auf den Bestellwert beschränkt. Im Falle eines Lieferverzuges ist der Besteller berechtigt einen pauschalen Verzugsschaden von 1% des Lieferpreises pro 
vollendeter Verzugswoche, maximal jedoch 15% des Lieferpreises geltend zu machen. Weitere Ansprüche wegen eines Verzugsschadens bestehen nicht. 
§ 6 Lieferung  
Erfüllungsort für die Lieferung ist unser Sitz. Wird die Ware auf Verlangen des Kunden an einen von diesem benannten Bestimmungsort versandt, geht die 
Transportgefahr auch bei Lieferung „frachtfrei“ in dem Zeitpunkt auf den Kunden über, in dem wir die Ware dem Spediteur, dem Frachtführer oder der Bahn 
zur Verladung anbieten. Wir sind berechtigt aber nicht verpflichtet, im Auftrag und auf Kosten des Kunden eine den Warenwert deckende Transportversiche-
rung abzuschließen. Im Falle des Abschlusses werden wir dies dem Kunden vor Versand mitteilen. Teillieferungen sind zulässig und werden einzeln berech-
net. Wir behalten uns vor, technische gleichwertige oder höherwertigere qualitativ vergleichbare Produkte als bestellt und bestätigt preisgleich zu liefern. 
§ 7 Aufrechnung / Zurückbehaltungsrecht 
Eine Aufrechnung durch den Kunden ist nur zulässig, sofern die zur Aufrechnung gestellten Ansprüche rechtskräftig festgestellt, unbestritten oder durch uns 
schriftlich anerkannt sind. Ein Zurückbehaltungsrecht steht dem Kunden jedenfalls nur bei rechtskräftig festgestellten, unbestrittenen oder durch uns aner-
kannten Gegenansprüchen zu.  
§ 8 Sachmängelhaftung / Gewährleistung  
Weist die durch uns gelieferte Sache im Zeitpunkt der Übergabe einen Mangel auf, so sind wir zunächst berechtigt, den Mangel nach unserer Wahl durch 
Nachbesserung oder Ersatzlieferung zu beseitigen. Schlägt die Nacherfüllung fehl, ist eine solche nicht möglich oder verstreicht eine Frist zur Nacherfüllung 
fruchtlos, so ist der Kunde zum Rücktritt, zur Minderung oder, falls der Mangel durch uns zu vertreten ist, zur Geltendmachung von Schadensersatz nach 
Maßgabe der Regelungen §§ 9 und 10 dieser AGB berechtigt. Ist der Mangel durch uns zu vertreten, so beschränkt sich der Schadensersatzanspruch des 
Kunden auf den Ersatz des Schadens an der verkauften Sache selbst und auf solche Schäden, für die wir eine ausdrückliche oder schriftliche Anstandspflicht 
übernommen haben. Wir sind nicht verpflichtet, Ware, die wir lediglich als Händler verkaufen, auf ihre Mangelhaftigkeit zu überprüfen. Ein Verschulden im 
Sinn des § 276 BGB unsererseits liegt daher nicht vor, falls die verkaufte Ware Mängel aufweist, die nur durch eine Untersuchung erkennbar sind. Bei 
Lieferungen im Streckengeschäft stellt die Lieferung einer mangelhaften Ware grundsätzlich kein Vertreten müssen im Sinn des § 276 BGB dar.  
Im Übrigen gilt § 13 Haftung 
§ 9 Rüge- und Untersuchungspflichten  
Die gelieferte Ware ist unverzüglich nach Übergabe durch den Kunden zu untersuchen und uns gegenüber schriftlich zu rügen, falls diese mangelhaft ist. 
Dies gilt nicht, falls es um einen versteckten Mangel handelt. Die gleiche Untersuchungs- und Rügepflicht hat der Kunde im Hinblick auf Mengenabweichungen. 
Kommt der Kunde seiner Untersuchungs- und Rügepflicht nicht nach, so kann er aus der Mangelhaftigkeit oder der Mengenabweichung keine Rechte mehr 
herleiten.  
Der Kunde trägt die Beweislast für den Mangel, den Zeitpunkt der Feststellung des Mangels und die Rechtzeitigkeit der Mängelanzeige.  
Zeigt sich ein versteckter Mangel erst später, so hat der Kunde unverzüglich nach seinem Entdecken den Mangel uns gegenüber anzuzeigen.  
Der Kunde ist ebenfalls verpflichtet, jegliche sonstige durch uns verursachte Vertragsverletzung uns gegenüber unverzüglich nach ihrer Feststellung schriftlich 
anzuzeigen, soweit diese nicht bei uns bereits positiv bekannt ist oder bekannt sein müsste. Kommt er dieser Rügepflicht nicht nach, so kann er aus dieser 
Vertragsverletzung keine Rechte herleiten.  
§ 10 Gewährleistungsfristen  
Ansprüche aus einer Mangelhaftigkeit der gelieferten Ware verjähren abweichend von § 438 Abs. 1 Ziffer 3 BGB in einem Jahr. Handelt es sich bei der 
verkauften Ware um Baumaterialien im Sinn des § 438 Abs. 1 Ziffer 2 BGB, so verjähren Ansprüche des Kunden in zwei Jahren ab Übergabe der Ware. Die 
Verkürzungen der Gewährleistungsfristen gelten nicht, sofern die Ansprüche des Kunden auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit durch uns oder unsere 
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen beruhen.  
§ 11 Eigentumsvorbehalt  
Bis zur Erfüllung sämtlicher Forderungen, die uns aus der gesamten Geschäftsverbindung mit dem Kunden zustehen, behalten wir uns das Eigentum an der 
gelieferten Ware vor. Der Kunde ist nicht berechtigt, die von uns gelieferten Waren zu verpfänden, zur Sicherheit zu übereignen oder andere Sicherungsrechte 
hieran Dritten einzuräumen. Erwirbt ein Dritter gleichwohl Rechte aus dem Sicherungsgut, so tritt der Kunde schon jetzt seine sämtlichen hierdurch entste-
henden Rechte am Sicherungsgut an uns ab. Wir nehmen diese Abtretung an. Der Kunde ist verpflichtet, uns unverzüglich zu benachrichtigen, falls hinsichtlich 
des Sicherungsgutes eine Pfändung, eine Beschlagnahme oder eine sonstige Verfügung seitens eines Dritten erfolgt ist. Das vorbehaltene Eigentum wird 
von uns freigegeben, sobald dessen realisierbarer Wert die Forderung gegen den Kunden nachhaltig um mehr als 20% übersteigt. Bei laufender Rechnung 
dienen die Sicherheiten zur Sicherung der Saldenforderung. 
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§ 12 Erfüllungsort / Gerichtsstand 
Der Erfüllungsort für alle Leistungen aus den mit uns geschlossenen Verträgen ist unser Firmensitz. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche 
aus der Geschäftsbeziehung ist ausschließlicher Gerichtsstand unser Firmensitz. Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss der Bestimmungen des Internationalen Privatrechts. Das Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11. 
April 1980 (UN-Kaufrecht) findet keine Anwendung.  
§ 13 Haftung  
Schadens- und Aufwendungsersatzansprüche des Kunden, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen der Verletzung von Pflichten aus einem 
Schuldverhältnis und aus unerlaubter Handlung, sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht in Fällen der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaffungsrisikos. 
Dies gilt ferner nicht, soweit zwingend gehaftet wird z.B. nach dem Produkthaftungsgesetz, in Fällen des Vorsatzes oder grober Fahrlässigkeit, wegen der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit sowie der Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der Schadensersatzanspruch für die Verlet-
zung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit kein grobes Verschulden vorliegt oder 
wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Kunden ist damit nicht 
verbunden. Vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprüche des Kunden verjähren innerhalb eines Jahres ab Ablieferung der Ware, es sei 
denn, die Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Die Verjäh-
rungsfristen des Produkthaftungsgesetzes bleiben in jedem Fall unberührt. Der Kunde ist verpflichtet, die von uns herausgegebenen Produktinstruktionen 
sorgfältig zu beachten und an etwaige Nutzer und seine Abnehmer mit besonderem Hinweis weiterzuleiten. Kommt der Kunde dieser Verpflichtung nicht nach 
und werden hierdurch Produkt- oder Produzentenhaftungsansprüche gegen uns ausgelöst, stellt der Kunde uns im Innenverhältnis von diesen Ansprüchen 
frei; sind von uns zu vertretende Umstände für Verletzungen oder Schäden mitursächlich geworden, erfolgt die Freistellung nach dem Verursachungsanteil.  
§ 14 Datenschutz 
Der Kunde ist damit einverstanden, dass wir die anlässlich von Bestellungen anfallende Kundendaten im Zusammenhang mit der Abwicklung der Bestellung 
erheben, bearbeiten, speichern und nutzen, sowie zu internen Marktforschungs- und zu eigenen Marketingzwecken verwenden werden. Soweit der Kunde 
eine solche Datennutzung durch uns nicht wünscht, ist er jeder Zeit berechtigt, dieser Nutzung schriftlich zu widersprechen. Wir werden Kundendaten nicht 
über den in Satz 1 geregelten Umfang hinaus verwerten.  


